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Schriftlicher Bericht 

des Verkehrsausschusses 
(20. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung 
vorgelegten Vorschlag der Kommission der EWG 
für eine Verordung des Rates 

betreffend die Einführung einer einheitlichen und ständigen 
Buchführung über die Ausgaben für die Verkehrswege 
des Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehrs 

— Drucksache V/3207 — 


A. Bericht des Abgeordneten Feilermaier 


Entsprechend dem Beschluß des Bundestages vom 
25. Juni 1959 — Drucksache 1187 — hat der Herr 
Präsident des Deutschen Bundestages mit Schreiben 
vom 9, September 1968 dem von der Bundesregie- 
rung gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den 
Verträgen zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und der Europäischen Atomge- 
meinschaft vorgelegten Vorschlag der Kommission 
der EWG für eine Verordnung des Rats betreffend 
die Einführung einer einheitlichen und ständigen 
Buchführung über die Ausgaben für die Verkehrs- 
wege des Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsver- 
kehrs dem Verkehrsausschuß mit der Maßgabe über- 
wiesen, den Bericht rechtzeitig vor der endgültigen 
Beschlußfassung im Rat, die voraussichtlich im 
Januar 1969 erfolgen wird, vorzuiegen. 

Der Verkehrsausschuß hat die Vorlage in seiner 
Sitzung am 31. Oktober 1968 beraten. 

Der Einbringung der Vorlage ist die Kenntnis- 
nahme einer Erklärung der EWG-Kommission durch 
den Rat der europäischen Gemeinschaften entspre- 
chend seinem Beschluß Nr. 67/790/EWG vom 14. De- 
zember 1967 über bestimmte Maßnahmen auf dem 
Gebiet der gemeinsamen Verkehrspolitik voraus- 
gegangen, wonach die Kommission vor dem 1. Juli 
1968 im Zusammenhang mit den ersten Maßnahmen 
zur Abgeltung der Benutzung der Wegeanlagen 


Vorschläge vorlegen sollte, die die Schaffung einer 
ständigen und einheitlichen Buchführung über die 
Ausgaben für die Verkehrswege der verschiedenen 
Verkehrsträger in jedem Mitgliedstaat betreffen. 
Mit dem vorliegenden Vorschlag wird dem Beschluß 
des Rates vom 14. Dezember 1967 Rechnung getra- 
gen. 

Aus der Aussprache im Verkehrsausschuß hat sich 
ergeben, daß dieser Wert darauf legt, daß die Bun- 
desregierung bei ihren weiteren Verhandlungen auf 
eine gleiche Behandlung der Mitgliedstaaten in be- 
zug auf die Einbeziehung der Wasserstraßen hin- 
wirkt. Darüber hinaus wurde die Auffassung der 
Bundesregierung unterstützt, auch die deutschen 
Landstraßen und Gemeindestraßen entsprechend 
den in den anderen Mitgliedstaaten klassifizierten 
Straßen in die Wegekostenrechnung einzubeziehen. 
Die Bundesregierung wurde ersucht zu klären, wie 
der Zusammenhang der in Artikel 2 und 5 genann- 
ten Regelungen mit den in Anlage 1 aufgeführten 
Straßen sowie das Verhältnis der genannten deut- 
schen Straßen gegenüber den Straßen der anderen 
Mitgliedstaaten zu verstehen sei. 

Der Ausschuß hat mit den genannten Hinweisen 
und Anregungen beschlossen, dem Plenum des Bun- 
destages zu empfehlen, von der Vorlage — Druck- 
sache V/3207 — Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 13. November 1968 

Feilermaier 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Vorschlag der Kommission der EWG — 
Drucksache V/3207 — zur Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung wird aufgefordert, darauf 
hinzuwirken, daß eine gleiche Behandlung der 


Mitgliedstaaten in bezug auf die Einbeziehung 
der Wasserstraßen erfolgt und auch die deut- 
schen Landstraßen und Gemeindestraßen entspre- 
chend den in anderen Mitgliedstaaten klassi- 
fizierten Straßen in die Wegekostenrechnung 
einbezogen werden. 


Bonn, den 31. Oktober 1968 


Der Verkehrsausschuß 


Seifriz 

Vorsitzender 


Feilermaier 

Berichterstatter 



